Urteilsdienst

fur den Betriebsrat

Aktuelle Rechtsprechung | lhre Mitbestimmungsrechte als Betriebsrat |
Rechtssichere Interessenvertretung Ihrer Kollegen

SEITE 3 4

MASSENENTLASSUNG

Kleiner Fehler fihrt nicht zur Unwirk-
samkeit von Kiindigungen

SEITE 67

BESCHLUSSFASSUNG

Wie Sie einen wirksamen
Beschluss fassen

NR. 15| AUGUST | 2026
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Mein Name ist Friederike Becker-Lerchner.
Ich arbeite als Rechtsanwaltin und bewege
mich hauptsachlich im Arbeitsrecht. Bereits
seit dem Jahr 2005 bin ich auBerdem die
Chefredakteurin von , Urteilsdienst fiir den
Betriebsrat”. In meiner Sprechstunde beant-
worte ich Ihnen lhre wichtigen Fragen aus
lhrem Betriebsratsalltag.

Editorial

Liebe Betriebsratin, lieber Betriebsrat,

aktuell sind nur noch ca. 23 % der Betriebe tarifgebunden.
Im Jahr 2000 waren es noch ca. 44 %. Das geht aus Erhe-
bungen des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tuts (WSI) hervor. Das neue Bundestariftreuegesetz soll nun
dazu beitragen, dass die Tarifgebundenheit der Unterneh-
men wieder steigt — etwa dadurch, dass seit dem 1.5.2026
offentliche Auftrage nur noch an solche Unternehmen ver-
geben werden, die ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern in einer Verordnung definierte tarifliche Bedingungen
bieten.

Ob damit wirklich mehr Tarifbindung erreicht wird, bleibt
abzuwarten. Es ist zu hoffen! Dennoch habe ich meine Zwei-
fel, denn es gibt bereits seit Jahren Tariftreuegesetze in allen
Bundeslandern auBer Bayern und Sachsen. Den Riickgang
der Tarifbindung haben sie allerdings bis dato nicht aufge-
halten. Zudem gibt es Unternehmen, die sowieso keine 6f-
fentlichen Auftrdge annehmen. Als Betriebsrat kdnnen und
sollten Sie sich —Tarifbindung hin oder her — dafiir einsetzen,
dass Ihre Kolleginnen und Kollegen marktgerecht entlohnt
werden. Eine Muster-Betriebsvereinbarung zu Grundsatzen
der Pramienentlohnung lesen Sie deshalb auf Seite 11.

Herzliche GriBe

Tuedailee Kdees -lecues

Rechtsanwaltin und Chefredakteurin
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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Massenentlassung | Lesezeit 2 Minuten

Kleiner Fehler fiihrt nicht zur Unwirksamkeit von
Klindigungen

Plant Ihr Arbeitgeber mehrere Kiindigungen wahrend eines kurzen Zeitraums, gerat er schnell in
den Bereich der Massenentlassung. Diese muss er der Bundesagentur fiir Arbeit vorher anzeigen
(§ 17 Abs. 3 KSch@G). Ein Fehler in diesem Zusammenhang fiihrte bisher meist zur Unwirksamkeit der
jeweiligen Kiindigung - allerdings ist das nicht immer der Fall, wie aus einer jetzt veroffentlichten
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) hervorgeht (25.6.2026, Az. 6 AZR 7/26). MaBgeblich

sei, ob der Fehler den Zweck des Anzeigeverfahrens beeintrachtige.

Insolvenzverwalter nennt zu wenige Beschaftigte

Der Fall: Im entschiedenen Fall ging es um einen insolventen
Schliisselhersteller und Maschinenbau-Betrieb. Der Insolvenzver-
walter plante die BetriebsschlieBung und die Entlassung der zu
dem Zeitpunkt noch verbliebenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

Nach der Unterrichtung des Betriebsrats und dem Abschluss eines
Interessenausgleichs erstattete der Insolvenzverwalter eine Mas-
senentlassungsanzeige bei der Bundesagentur fiir Arbeit. In die-
sem Zusammenhang nannte er der Bundesagentur fir Arbeit eine
zu geringe Anzahl an Beschaftigten, die er entlassen sollte.

In der Massenentlassungsanzeige hatte er angefiihrt, dass er be-
absichtige, 34 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu entlassen.
Letztlich kiindigte er allerdings tatsachlich ,nur” 31 oder 32 Per-
sonen.

Einer der von einer Kiindigung betroffenen Arbeitnehmer wollte
das nicht akzeptieren. Er hielt seine Kiindigung wegen der der Bun-
desagentur fiir Arbeit falsch genannten Anzahl an Kiindigungen
fir unwirksam. In der Begriindung seiner Kiindigungsschutzklage
verwies er auf widerspriichliche, fehlerhafte Angaben gegeniiber
dem Betriebsrat und der Agentur fiir Arbeit; allerdings ohne Erfolg.
Denn das BAG sah es anders.

Kiindigung wirksam

Die Entscheidung: Das Gericht entschied, dass die Kiindigung
wirksam war und das Arbeitsverhéltnis beendet habe. Ihre Ent-
scheidung begriindeten die Richter vor allem mit dem Zweck der
Massenentlassungsanzeige. Sie stellten klar, dass der Zweck des
Anzeigeverfahrens sei, der zustandigen Bundesagentur fir Arbeit
zu ermdglichen, innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach Lésungen
fir die Probleme zu suchen, die die beabsichtigten Entlassungen
aufwerfen.

Kiindigungen, die ohne Erstattung einer erforderlichen Massen-
entlassungsanzeige ausgesprochen werden, sind unwirksam. Glei-
ches gilt, wenn eine Massenentlassungsanzeige vor Abschluss des
Konsultationsverfahrens mit dem Betriebsrat erstattet wird.

MaBgeblich ist der Zweck

Das Gericht stellte hier klar, dass — sofern die in einer Anzeige
gemachten Fehler dem Zweck des Anzeigeverfahrens nicht entge-
genstehen — die Fehler auch nicht notwendigerweise zur Unwirk-
samkeit der Kiindigung flihren miissten. Das war nach Meinung
der Richter hier, wo es um eine geringfiigig zu hohe Anzahl von
Beschaftigten ging, der Fall. Die Tatsache, dass der Insolvenzver-

walter 2-3 Personen zu viel angegeben hatte, beeintrachtigte die
Arbeitsverwaltung nach Ansicht des Gerichts nicht in ihrer Auf-
gabe, die negativen Konsequenzen von Massenentlassungen zu
begrenzen.

So kommen Sie bei Massenentlassungen ins Spiel

Neben der Anzeigepflicht gegeniiber der Agentur fiir Arbeit hat
Ihr Arbeitgeber bei einer Massenentlassung eine weitere Pflicht.
Er muss Sie nach § 17 Abs. 2 Satz 2 KSchG rechtzeitig (iber die ge-
planten Kiindigungen unterrichten. Die Unterrichtungspflicht geht
Uber die schlichte Information hinaus. lhr Arbeitgeber bzw. lhre
Arbeitgeberin ist vielmehr gehalten, die geplanten MaBnahmen
mit Ihnen zu beraten. Es ist seine/ihre Aufgabe, ein Konsultations-
verfahren mit lhnen als Betriebsrat durchzufiihren.

lhr Arbeitgeber/lhre Arbeitgeberin ist verpflichtet, mit Ihnen zu be-
raten, wie er/sie die geplanten Kiindigungen eventuell doch noch
verhindern kann (§ 17 Abs. 2 KSchG). AuBerdem geht es darum,
festzulegen, welche sozialen MaBnahmen fiir die zu kiindigenden
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ergriffen werden kénnen
(§ 17 Abs. 2 KSch@G). Nutzen Sie die lhnen zustehenden Rechte im
Sinne lhrer Kolleginnen und Kollegen.

-> FAZIT

Fehler fithren nicht automatisch zur
Unwirksamkeit

Fehler bei Massenentlassungen sind ein Dauerbrenner im
Arbeitsrecht. Auch wenn diese Entscheidung zuungunsten

des betroffenen Arbeitnehmers ausgegangen ist, werte
ich sie keinesfalls als Freibrief fiir Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber. Ich empfehle Ihnen dringend, eine Kiindi-
gung im Zusammenhang mit einer Massenentlassung
unbedingt rechtlich iiberpriifen zu lassen. Fehler konnen
und werden auch weiterhin erheblich sein. Weisen Sie
Ihre betroffenen Kolleginnen und Kollegen darauf hin.

@) ADIUVA IMPULS

Massenentlassungen sind aktuell leider in vielen Betrie-
ben ein Thema. Haben Sie Fragen zu diesem Thema? Dann

setzen Sie sich gerne mit mir unter: becker@adiuva.de
in Verbindung. Ich freue mich, von Ihnen zu héren.
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Elternzeit | Lesezeit 2 Minuten

Abschnitten neu

Klndigungsschutz beginnt vor den jeweiligen

Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberinnen diirfen Arbeitnehmern oder Arbeitnehmerinnen, die Elternzeit
in Anspruch nehmen, 8 Wochen vor Beginn der Elternzeit nicht mehr kiindigen. Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen kénnen die Elternzeit in mehrere Zeitabschnitte aufteilen. Tun sie das, gilt der
besondere Kiindigungsschutz nicht nur vor dem Beginn der ersten Phase der Elternzeit. Er gilt viel-
mehr auch vor dem Start jedes weiteren Abschnitts. Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) kiirz-

lich entschieden (18.6.2026, Az. 2 AZR 213/25).

Probezeitkiindigung nach bewilligter Elternzeit

Der Fall: Der Arbeitnehmer war seit dem 1.7.2024 bei seinem
Arbeitgeber als Techniker im Tiefbauamt beschaftigt. Kurz nach
seinem Arbeitsbeginn, ndmlich am 23.7.2024, beantragte er El-
ternzeit bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres fiir die Betreuung
seiner Tochter. In seinem Antrag prazisierte er 4 einzeln aufgelis-
tete Zeitrdume zwischen dem 1.7.2024 und dem 10.7.2027. Der
erste Abschnitt begann am 11.7.2024 und endete am 10.8.2024.
Der zweite Abschnitt sollte am 11.11.2024 beginnen und am
10.7.2025 enden. Den dritten und vierten Abschnitt wollte er im
Jahr 2025 nehmen.

Arbeitnehmer beantragt Teilzeitarbeit wahrend
Elternzeit

Fir die Zeit des zweiten Abschnitts beantragte der Arbeitnehmer
zudem eine Teilzeittatigkeit. Mit Schreiben vom 1.8.2024 bewillig-
te der Arbeitgeber die Elternzeit. Zudem stimmte er in dem ent-
sprechenden Schreiben der Teilzeittatigkeit zu.

Arbeitgeber kiindigt wahrend der Probezeit

Anfang Oktober 2024 kiindigte der Arbeitgeber das Beschéfti-
gungsverhéltnis wahrend der Probezeit, nachdem er zuvor den
Personalrat angehort hatte. Eine Zulassigkeitserklarung nach § 18
Abs. 1 BEEG durch die zustandige oberste Landesbehdrde hatte er
jedoch zuvor nicht eingeholt. Der Arbeitnehmer befand sich zum
Zeitpunkt der Kiindigung nicht in Elternzeit.

Arbeitnehmer wehrt sich

Der Arbeitnehmer wehrte sich gegen die Kiindigung mit einer Kla-
ge. Darin machte er geltend, dass die Kiindigung unwirksam sei.
Sie verstoBe gegen das Kiindigungsverbot in § 18 Abs. 1 Satz 2
BEEG. Denn der Kiindigungsschutz nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
BEEG bestehe vor jedem Abschnitt. Zwar habe er sich zum Zeit-
punkt der Kiindigung nicht in Elternzeit befunden; der zweite Ab-
schnitt stand jedoch kurz bevor. Da die Kiindigung in den 8 Wo-
chen vor dem zweiten Elternzeitabschnitt ausgesprochen wurde,
bestehe vorwirkender Kiindigungsschutz.

Kiindigung unwirksam

Die Entscheidung: Die Kiindigung ist nach § 134 i.V. m. § 18
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BEEG unwirksam, so das BAG. Zur Begriin-
dung verwiesen die Richter darauf, dass Arbeitnehmer, die Eltern-
zeit beantragen, einen besonderen Kiindigungsschutz haben. Und
zwar sobald ein Arbeitnehmer einen entsprechenden Antrag stellt.
Allerdings darf der Arbeitgeber das Beschaftigungsverhaltnis frii-
hestens 8 Wochen vor Beginn der Elternzeit nicht mehr kiindigen.
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Probezeit ist unerheblich

Dabei ist es unerheblich, dass sich der Arbeitnehmer noch in der
Probezeit befand. Denn das BEEG sieht keine Ausnahmen vor, wie
z. B. wahrend der 6-monatigen Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG.

Schutz vor Kiindigung in Erwartung der Elternzeit

Das entspricht auch dem Sinn und Zweck des § 18 BEEG. Denn Ziel
des vorgelagerten Kiindigungsschutzes sei es, die Arbeitnehmerin
bzw. den Arbeitnehmer davor zu schiitzen, dass der Arbeitgeber
bzw. die Arbeitgeberin nicht in Erwartung einer anstehenden El-
ternzeit eine Kiindigung ausspricht.

Gerade ein Arbeitnehmer, der sich zulassigerweise dafiir entschei-
de, seine Elternzeit auf mehrere Zeitabschnitte zu verteilen, stellt
dem Gericht zufolge fiir den Arbeitgeber einen besonders groBen
Vertretungsaufwand dar. Deshalb ware es unbillig und system-
widrig, einen Arbeitnehmer, der Elternzeit nimmt, allein unter den
Schutz des § 612a BGB zu stellen. Der besondere Kiindigungs-
schutz miisse deshalb ab Antragstellung gelten.

= FAZIT

Besonderer Kiindigungsschutz gilt vor jedem
Zeitabschnitt

Arbeitnehmer, die Elternzeit in Anspruch nehmen und

diese in mehrere Zeitabschnitte aufteilen, kdnnen sich
vor jedem Zeitabschnitt auf den vorwirkenden besonde-
ren Kiindigungsschutz des § 18 Abs. 1 BEEG berufen. Das
gilt auch, wenn ein Beschaftigter alle Zeitabschnitte mit
nur einem Schreiben verlangt. Weisen Sie betroffene Kol-
leginnen und Kollegen im Zweifel darauf hin.

INFO: Elternzeit

Wie Kollegen die Elternzeit nutzen kénnen

Pro Kind kénnen Eltern insgesamt 3 Jahre Eltern-
zeit nehmen. Wie sie diese unter sich aufteilen, bleibt
grundsatzlich ihnen iiberlassen. Jeder Elternteil kann
seine Elternzeit generell auch auf mehrere Zeitabschnit-
te aufteilen.

Vor jedem Abschnitt gilt der in § 18 BEEG geregelte be-
sondere Kiindigungsschutz.




AuBerordentliche Kiindigung | Lesezeit 2 Minuten

AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Wenn der Arbeitgeber die 2-Wochen-Frist verpasst —
fristlose Kiindigung unwirksam

Mochte Ihr Arbeitgeber bzw. lhre Arbeitgeberin einem Kollegen bzw. einer Kollegin fristlos kiin-
digen, bendtigt er bzw. sie nicht nur einen wichtigen Grund. Er hat vielmehr auch innerhalb von
2 Wochen nach Kenntnis der Umstédnde zu agieren. Andernfalls riskiert er, dass eine Kiindigung fiir
unwirksam erklart wird (Arbeitsgericht Arnsberg, 31.3.2026, Az. 1 Ca 877/25).

Arbeitnehmerin kiindigt und will zur Konkurrenz
wechseln

Der Fall: Die Arbeitnehmerin, eine Erzieherin, erhielt von ihrem
Arbeitgeber ein Bruttomonatsgehalt von 3.471,12 €. Im Novem-
ber 2025 kiindigte die Arbeitnehmerin ihr Arbeitsverhéltnis zum
31.3.2026. Sie hatte sich bei der Konkurrenz beworben und wollte
dort zum 1.4.2026 starten. Die Konkurrenzarbeitgeberin bewarb
in den sozialen Medien ein Empfehlungsprogramm mit 1.000 €
Pramie.

Arbeitgeber wirft Arbeitnehmerin Abwerbeversuche
vor

Am 1.11.2025 warf der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin vor, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter abwerben zu wollen. Er forderte
sie deshalb auf, dies zu unterlassen. Die Arbeitnehmerin wehrte
sich gegen den Vorwurf. Sie stellte klar, dass sie lediglich auf ent-
sprechende Nachfragen hin ihre Wechselgriinde und Konditionen
gegeniiber anderen Beschéaftigten des Betriebs des Arbeitgebers
dargelegt habe.

Sie vertrat dariiber hinaus den Standpunkt, dass man ihr mitgeteilt
habe, dass die Sache erledigt sei. Zudem habe sie eine von ihr er-
betene Dienstanweisung nie erhalten und gleichzeitig Gesprache
iber den neuen Arbeitgeber offensichtlich klar gemieden.

Arbeitgeber kiindigt fristlos

Der Arbeitgeber setzte die Beschaftigte daraufhin eine Weile re-
guldr am Arbeitsplatz ein. Am 8.12.2025 kiindigte er das Arbeits-
verhaltnis dann allerdings fristlos. Die Arbeitnehmerin wehrte sich
daraufhin mit einer Kiindigungsschutzklage gegen die fristlose
Kiindigung.

Fiir den Monat Dezember rechnete der Arbeitgeber 905,41 € brut-
to ab. Am 11.12.2025 verlangte die Arbeitnehmerin zudem ein
Zeugnis. Dieses erteilte der Arbeitgeber nicht.

Fristlose Kiindigung ist unwirksam

Die Entscheidung: Das Gericht hielt die Klage fiir begriindet und
die Kiindigung fir unwirksam. Die Richter entschieden, dass das
Arbeitsverhéltnis durch die auBerordentliche Kiindigung vom
8.12.2025 nicht beendet worden sei. Zur Begriindung verwies das
Gericht darauf, dass es an einem wichtigen Grund fehle. Ein sol-
cher sei jedoch notwendige Voraussetzung fiir eine fristlose Kiin-
digung. Dariiber hinaus monierten die Richter, dass die nach § 626
Abs. 2 BGB bestehende 2-Wochen-Frist fiir den GroBteil der Kiin-
digungsgriinde versaumt worden sei. Denn der Arbeitgeber habe
die entsprechenden Tatsachen spétestens seit dem Gesprach vom
11.11.2025 gekannt. Er habe aber dennoch erst am 8.12.2025 ge-
kiindigt. Das sei zu spat.

Abwerbeversuche hatten abgemahnt werden miissen

Das Gericht stellt darliber hinaus klar, dass der Arbeitgeber die
vorgeworfenen Abwerbeversuche zunachst hatte abmahnen miis-
sen. SchlieBlich konne nicht ausgeschlossen werden, dass die
Arbeitnehmerin ihr Verhalten nach einer mdglichen Abmahnung
geandert hatte. Zudem handele es sich um keine so gravierende
Pflichtverletzung, dass eine fristlose Kiindigung ohne Abmahnung
angemessen ware.

lhre Rolle als Betriebsrat

Als Betriebsrat sind Sie auch bei einer fristlosen Kiindigung nach
§ 102 BetrVG anzuhdren. Fiir lhre Stellungnahme haben Sie aller-
dings anders als bei einer ordentlichen Kiindigung nur 3 Tage Zeit.

= FAZIT

Formfehler wird zur Kiindigungsfalle

Hier sprach sich das Gericht fiir die Weiterbeschaftigung
der Arbeitnehmerin bis zum Ende der Kiindigungsfrist
am 31.3.2026 aus. Die Entscheidung fiihrt lhnen als Be-
triebsrat vor Augen, wie wichtig es ist, auch formelle
Voraussetzungen im Blick zu haben. Denn wer die Um-
stande einer Pflichtverletzung kennt und diese fiir eine
so schwerwiegende Pflichtverletzung halt, dass er daraus
die Maglichkeit einer fristlosen Kiindigung folgert, muss
diese innerhalb von 2 Wochen nach Kenntnis ausspre-
chen.

URTEILSDIENST FUR DEN BETRIEBSRAT 5
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Betriebsrats-Beschluss | Lesezeit 4 Minuten

Wie Sie einen wirksamen Beschluss fassen

Damit Sie als Betriebsrat im Interesse lhrer Kolleginnen und Kollegen, die Sie vertreten, an Entschei-
dungen im Betrieb mitwirken kénnen, miissen Sie in der Regel einen Beschluss fassen. Ohne einen
wirksamen Betriebsrats-Beschluss sind lhre Entscheidungen sehr schnell angreifbar. Darauf stiirzen
sich einige Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen gern, wenn sie in einer Angelegenheit anderer Auf-
fassung sind. Lesen Sie im Folgenden, wie Sie sich am besten schiitzen.

Betriebsrat entscheidet per Beschluss

Das Betriebsratsgremium entscheidet fast immer durch Be-
schluss. Die entsprechenden Entscheidungen werden wahrend
einer Betriebsratssitzung gefasst. Dabei miissen Sie als Betriebs-
rat darauf achten, dass der Beschluss auch wirksam ist. Denn
sonst riskieren Sie, dass lhr Arbeitgeber bzw. lhre Arbeitgeberin
bei einem Thema, das er/sie anders entscheiden wirde, allein
wegen einer moglichen Unwirksamkeit gegen den Beschluss vor-
geht. Das ist sehr argerlich fiir Sie, wenn Sie sich im Gremium
grundsatzlich einig sind.

Arbeitgeber konnen Beschliisse iiberpriifen

Ihr Arbeitgeber bzw. [hre Arbeitgeberin kann einen von lhnen ge-
schlossenen Beschluss auf seine Wirksamkeit tiberpriifen. Er bzw.
sie hat nach Auffassung der Rechtsprechung Anspruch auf Uber-
lassung der entsprechenden Protokollausziige und Einladungen zu
den jeweiligen Betriebsratssitzungen, wenn das fiir ihn/sie erfor-
derlich ist, um die Wirksamkeit eines Beschlusses zu Uberpriifen.

Achten Sie auf eine formell einwandfreie
Beschlussfassung
Gerade bei Beschliissen, die Kosten beim Arbeitgeber bzw. der

Arbeitgeberin nach sich ziehen, miissen Sie damit rechnen, dass
Ihr Arbeitgeber besonders genau hinschaut. Um sich keinem Risiko

Zielsicher zum wirksamen Beschluss
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auszusetzen, sind Sie gut beraten, wenn Sie vor Beginn jeder Be-
triebsratssitzung die ordnungsgeméaBe Einladung aller Beteiligten
und die Beschlussfahigkeit ausdriicklich feststellen und auch do-
kumentieren.

Was Sie rund um die Einladung beachten sollten

In § 29 Abs. 2 BetrVG ist konkret beschrieben, worauf Sie bei der
Einladung achten mussen.

Danach beruft der Betriebsratsvorsitzende die Sitzung ein. Er ist
also derjenige, der fiir die ordnungsgeméaBe Einladung aller teil-
nahmeberechtigten Personen verantwortlich ist. Aus der Einla-
dung muss dariiber hinaus der Ort, der Zeitpunkt sowie eine aus-
sagekraftige Tagesordnung hervorgehen.

Das Erstellen der Tagesordnung ist eine weitere wichtige Aufgabe,
die der Betriebsratsvorsitzende im Zusammenhang mit der Einla-
dung hat. Er muss sich also (iberlegen, welche Themen anstehen.
Dabei muss er samtliche Angelegenheiten beriicksichtigen, die zu
den Aufgaben des Gremiums gehoren.

Das Gesetz macht keine konkreten Angaben dazu, in welcher Form
und in welcher Frist der Vorsitzende die Sitzung des Betriebsrats
einberufen soll. Solche Details kénnen Sie als Gremium grundsétz-
lich in einer Geschaftsordnung festlegen. Sollten Sie das umsetzen
wollen, sind Sie gut beraten, wenn Sie dort festlegen, dass die Ein-




ladung in Textform erfolgen soll. Denn dann kann Ihr Vorsitzender
die Einladungen auch per E-Mail verschicken.

I  ACHTUNG

Wenn die Einladung per E-Mail verschickt wird

Verschickt lhr Betriebsratsvorsitzender die Einladungen
zu einer Betriebsratssitzung per E-Mail, konnen sich
schnell Fehler einschleichen. Sorgen Sie dafiir, dass der
Name des Betriebsratsvorsitzenden im Absender auf-
taucht. Zudem sollte neben dessen Unterschrift am Ende
der Einladung seine Funktion als , Betriebsratsvorsitzen-
der” genannt werden.

Beschlussfahigkeit muss sein

Soweit es in der Geschaftsordnung keine Regelung gibt, sind die
Form der Beschlussfassung und der Wortlaut der zu fassenden Be-
schllisse frei. Die Abstimmung erfolgt meist per Handzeichen. In
groBen Gremien wird auch immer wieder per Stimmzettel abge-
stimmt. Mdglich ist beides. Die Abstimmung kann entweder 6f-
fentlich oder geheim stattfinden. Dariiber missten Sie sich zuvor
im Gremium einigen.

Natirlich missen Sie als Gremium zudem beschlussfahig sein.
Das setzt voraus, dass mindestens die Halfte der Mitglieder Ihres
Gremiums anwesend ist (§ 33 Abs. 2 BetrVG). Die Zahl bemisst
sich dabei nach den tatséchlich im Amt befindlichen Kolleginnen
und Kollegen und nicht nach der gesetzlich vorgesehenen Anzahl.
Auch Ersatzmitglieder sind fiir den Vertretungsfall in diesem Sinne
vollwertige Betriebsrate.

A BEISPIEL

Beschlussfahigkeit

Ein Betriebsrat hat 11 Mitglieder. Fiir die Beschlussfahig-
keit miissen mindestens 6 Mitglieder in der Sitzung an-
wesend sein.

Mit einfacher Mehrheit zum Beschluss

Beschliisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst (§ 33 Abs. 1
BetrVG) — es sei denn, das Gesetz sieht etwas anderes vor. Bei
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Stimmenenthal-
tungen wirken als Ablehnung, da eine Stimmenmehrheit aller an-
wesenden Mitglieder notig ist.

A BEISPIEL

Keine einfache Stimmenmehrheit

Der 9-kopfige Betriebsrat stimmt ab. 3 sind fiir den An-
trag. 4 dagegen. 2 enthalten sich. Der Antrag ist abge-
lehnt, da er keine einfache Stimmenmehrheit fand.

Wann die absolute Mehrheit notwendig ist

Nur in wenigen Ausnahmeféllen verlangt das Gesetz, dass die
Mehrheit der Betriebsratsmitglieder fiir den Antrag stimmen muss.

SCHWERPUNKTTHEMA

Das ist z. B. der Fall, wenn Aufgaben auf Ausschiisse (ibertragen
wurden (§8§ 27, 28a Abs. 2 BetrVG).

Des Weiteren ist die absolute Mehrheit z. B. nach § 13 Abs. 2 Nr. 3
BetrVG beim Riicktritt des Betriebsrats vorgesehen.

Wer abstimmen darf

Grundsatzlich diirfen alle Betriebsratsmitglieder abstimmen. Da-
neben sind haufig auch die anwesenden Vertreter der Jugend- und
Auszubildendenvertretung stimmberechtigt. Und zwar immer
dann, wenn die zu fassenden Beschliisse iiberwiegend Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer dieser Gruppe betreffen (§ 67 Abs. 2
BetrVG).

Wer ausgeschlossen werden darf

Es gibt allerdings auch Falle, in denen einzelne Mitglieder des Be-
triebsrats von der Abstimmung ausgeschlossen werden miissen;
z. B. bei personlicher Befangenheit. Auch deshalb missen Sie vor
jeder Abstimmung die Beschlussfahigkeit erneut feststellen.

1  ACHTUNG

Ausschluss bei Interessenkonflikt

Ist ein Kollege bzw. eine Kollegin wegen eines Interes-
senkonflikts gehindert, ist er/sie weder stimm- noch teil-

nahmeberechtigt. Wéhrend des entsprechenden Tages-
ordnungspunktes miissen Sie darauf achten, dass er/sie
den Sitzungsraum verlasst. An seiner/ihrer Stelle miissen
Sie ein Ersatzmitglied heranziehen. Unterlassen Sie das,
ist der gefasste Beschluss unwirksam.

Abstimmungen in eigener Sache sind okay

Geht es bei der Beschlussfassung um Themen im Zusammenhang
mit der Flihrung lhres Amtes als Betriebsrat oder um rein organi-
satorische Belange, wie z. B. Schulungsanspriiche, dann diirfen Sie
auch in eigener Sache abstimmen.

Das heiBt: Der Kollege bzw. die Kollegin, der/die z. B. von einer
Schulung profitieren soll, kann im Raum bleiben und mit abstim-
men.

Wann Beschliisse gedandert werden kénnen

In der Praxis konnen Sie ordnungswidrige Beschliisse haufig recht-
zeitig nachholen. Beschliisse konnen zudem geédndert werden, so-
lange sie noch keine Rechtswirkung nach auBen erzeugt haben.
Sie konnen unter diesen Bedingungen theoretisch auch wieder
aufgehoben werden.

Q@  MEIN TIPP

Sie konnen Beschliisse revidieren

Wirksame Beschliisse binden Sie als Betriebsrat darii-
ber hinaus nur so lange, wie Sie es méchten. Sie konnen

Beschliisse jederzeit durch eine neue Abstimmung revi-
dieren. Sind Sie mit der Entscheidung nicht mehr einver-
standen, setzen Sie den Punkt auf die Tagesordnung Ihrer
nachsten Sitzung. Stimmen Sie in dieser erneut iiber die
Angelegenheit ab.
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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Zwischenzeugnis | Lesezeit 2 Minuten

grundlos verweigern

Arbeitgeber darf ein Zwischenzeugnis nicht

Verlangt eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer ein Zwischenzeugnis, klingeln bei vielen Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgebern die Alarmglocken. SchlieBlich fordern Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ein Zwischenzeugnis in der Regel dann, wenn sie sich beruflich neu orientieren wollen.
Unabhangig davon, ob ein Arbeitgeber oder eine Arbeitgeberin sich liber einen moéglichen Weg-
gang freut oder es bedauert, gibt es allerdings klare Vorgaben, wann Arbeitgeber dem Verlangen
eines Kollegen bzw. einer Kollegin nachkommen miissen. Es muss grundsatzlich ein nachvollzieh-
barer Anlass bestehen. Dafiir reicht es aus, dass ein Beschaftigter beabsichtigt, das Unternehmen zu
wechseln (Landesarbeitsgericht Kéin (LAG), 4.3.2026, Az. 5 SLa 495/25).

Arbeitnehmer verlangt Zwischenzeugnis,
Arbeitgeberin weigert sich

Der Fall: Der Arbeitnehmer stritt mit seiner Arbeitgeberin dariiber,
ob diese verpflichtet sei, ihm ein qualifiziertes Zwischenzeugnis
auszustellen. Der Arbeitnehmer war seit dem 1.1.2018 bei seiner
Arbeitgeberin beschaftigt. Seine aktuelle Vergiitung liegt bei min-
destens 6.114,28 € brutto pro Monat.

Der Arbeitnehmer war langer arbeitsunfahig krank. Seine Arbeits-
unféhigkeit endete im Oktober 2023. Am 5.2.2025 bat er seine
Arbeitgeberin per E-Mail, ihm ein Zwischenzeugnis zu erteilen.

Zur Begriindung fiihrte er zunachst an, dass er aufgrund seiner
veranderten gesundheitlichen Situation eine aktuelle Bewertung
seiner bisherigen Leistungen und Tatigkeiten benétige. Nachdem
die Arbeitgeberin den Antrag abgelehnt hatte, stellte der Beschaf-
tigte erneut einen Antrag. Diesmal erklarte er, dass er sich beruf-
lich neu orientieren wolle und das Zwischenzeugnis fiir Bewerbun-
gen bendtige.

Arbeitgeberin lehnt erneut ab

Die Arbeitgeberin blieb bei ihrer Ablehnung. Aber auch der Arbeit-
nehmer blieb standhaft. Er war der Meinung, dass er einen An-
spruch auf ein qualifiziertes Zwischenzeugnis habe. Denn er habe
hieran ein berechtigtes Interesse, da er sich beruflich neu orien-
tieren wolle.

Dem hielt die Arbeitgeberin entgegen, dass es keine Anspruchs-
grundlage gabe. Sie vertrat insoweit den Standpunkt, dass der
Arbeitnehmer nur ein Zwischenzeugnis verlangen kdnne, wenn er
hierflir einen triftigen Grund bzw. ein berechtigtes Interesse habe.
Hierflir miissten konkret iiberpriifbare Tatsachen vorliegen. Daran
mangele es. Denn eine rein subjektive und nicht tiberpriifbare Be-
hauptung, sich bewerben zu wollen, begriinde keinen Anspruch.

Der Arbeitnehmer zog darauthin vor Gericht. Das Arbeitsgericht
sprach dem Beschéftigten daraufhin einen Anspruch auf ein Zwi-
schenzeugnis zu. Dagegen ging die Arbeitgeberin mit einer Beru-
fung vor — allerdings ohne Erfolg.

Berufliche Neuorientierung geniigt als berechtigter
Anlass

Die Entscheidung: Das LAG entschied, dass das Arbeitsgericht zu
Recht entschieden habe, dass der Arbeitnehmer Anspruch auf ein
Zwischenzeugnis habe. SchlieBlich habe der Arbeitnehmer einen
triftigen Grund fiir sein Verlangen vorgebracht.
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Ob und unter welchen Voraussetzungen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer ein Zwischenzeugnis verlangen konnen, ist gesetz-
lich nicht geregelt. Soweit tarifliche Regelungen nicht bestehen,
kann sich die Verpflichtung auf Erteilung eines Zwischenzeugnis-
ses als vertragliche Nebenpflicht ergeben. Eine solche Verpflich-
tung setzt voraus, dass der Arbeitnehmer aus einem ftriftigen
Grund auf ein Zwischenzeugnis angewiesen sei.

Wann ein triftiger Grund vorliegt

Ein triftiger Grund liegt vor, wenn der Arbeitnehmer bzw. die Ar-
beitnehmerin das Zwischenzeugnis wegen der bevorstehenden
Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zu Bewerbungszwecken be-
noétigt.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber kénnen sich nur
im Ausnahmefall weigern

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben dem Verlangen nach
einem Zwischenzeugnis grundsatzlich nachzukommen, wenn eine
lhrer Kolleginnen bzw. ein Kollege einen triftigen Grund, wie Be-
werbungsabsichten, nennt.

In Einzelfdllen konnen berechtigte Interessen des Arbeitgebers
bzw. der Arbeitgeberin einer Ausstellung entgegenstehen. Nach
dieser Entscheidung kénnte ein Antrag auf Ausstellung eines Zwi-
schenzeugnisses beispielsweise rechtsmissbrauchlich sein, wenn
kurz zuvor bereits ein solches Zeugnis ausgestellt worden war und
keine wesentlichen Veranderungen eingetreten sind. Nach Auf-
fassung des Gerichts reicht es nicht aus, den vom Beschaftigten
genannten Grund einfach zu bestreiten. Der Arbeitgeber muss
vielmehr konkrete Umsténde darlegen, die Zweifel an der Glaub-
wiirdigkeit oder Berechtigung des Antrags begriinden.

= FAZIT

Gericht starkt die Position von Beschiaftigten

Wer sich beruflich verandern will, kann und sollte von sei-
nem bisherigen Arbeitgeber bzw. der bisherigen Arbeit-
geberin ein Zwischenzeugnis verlangen. Dazu bendtigt
er/sie einen plausiblen Grund, der auch in der beruflichen
Neuorientierung gesehen wird. Empfehlen Sie Ihren Kol-
leginnen und Kollegen, ein Zwischenzeugnis im Zweifel
damit zu begriinden, dass sie sich anderweitig bewerben
mochten.




Versetzung | Lesezeit 1 Minute

Gremium versetzen?

Frage:

Unser Arbeitgeber strukturiert unseren Betrieb aktuell um. Die
MaBnahmen haben bereits einige Versetzungen von Kolleginnen
und Kollegen nach sich gezogen. Nun méchte unser Arbeitgeber
auch einen Kollegen aus dem Gremium versetzen. Wir halten das
nicht fiir notwendig und wollen der MaBnahme deshalb nicht zu-
stimmen. Unser Arbeitgeber ist allerdings der Meinung, dass er auf
die Zustimmung Uberhaupt nicht angewiesen ist. Stimmt das? Wie
ist die Rechtslage?

Antwort: Versetzung von Betriebsraten grundsatzlich
moglich

Ihr Arbeitgeber ist grundsétzlich berechtigt, auch Sie als Betriebs-
rat zu versetzen. Eine Versetzung ist dabei so lange von seinem
Direktionsrecht gedeckt, wie lhr betroffener Kollege durch die Ver-
setzung nicht sein Amt oder seine Wahlbarkeit verliert. Ware das
der Fall, kdme tatsachlich lhre Zustimmung ins Spiel.

Hier ist Ihre Zustimmung nach § 103 BetrVG
erforderlich

In dem Fall ist es Ihre Aufgabe als Gremium, Gber die Versetzung
zu befinden. Ihr Arbeitgeber ist ndmlich jetzt auf Ihre Zustimmung
angewiesen (§ 103 Abs. 3 BetrVG). Wie in anderen vergleichbaren
Fallen gilt auch hier: Stimmen Sie nicht zu, muss lhr Arbeitgeber
die Zustimmung gerichtlich ersetzen lassen, damit er die jeweilige
MaBnahme durchfiihren kann.

Arbeitsschutz | Lesezeit 1 Minute

ubertragen?

Frage:

Wir sind ein kleiner Betrieb. Dennoch sieht sich unser Arbeitge-
ber nicht mehr in der Lage, all seinen Pflichten im Arbeitsschutz
und in der Unfallverhiitung nachzukommen. Er hat sich deshalb
entschieden, einige Pflichten auf Flihrungskrafte seiner Wahl zu
iibertragen. Darf er das?

Antwort: Arbeitgeber kann Pflichten {ibertragen

Ja, lhr Arbeitgeber hat die Moglichkeit, die Pflichten, die ihm im
Bereich des Arbeitsschutzes obliegen, auf Flihrungskrafte zu tiber-
tragen (§ 13 Abs. 2 ArbSch@G). In groBeren Betrieben sind die Ar-
beitgebenden sogar dazu verpflichtet.

Die Pflicht hangt grundsatzlich davon ab, ob Ihr Arbeitgeber bei
objektiver Betrachtung tatsachlich verantwortungsvoll im Sinne
der Gesetze dafiir sorgen kann, dass die notwendige Arbeitssi-
cherheit gegeben ist und Arbeitsunfalle so weit wie mdglich ver-
mieden werden.

IHRE FRAGEN AUS DER PRAXIS

Darf unser Arbeitgeber einen Kollegen aus dem

Wann das Arbeitsgericht die Zustimmung ersetzt

Das Arbeitsgericht darf Ihre Zustimmung allerdings nur ersetzen,
wenn die Versetzung unter Berlicksichtigung der betriebsverfas-
sungsrechtlichen Stellung Ihres Kollegen aus dringenden betrieb-
lichen Griinden notwendig ist (§ 103 Abs. 3 BetrVG).

Q@  MEIN TIPP

Beriihrt die Versetzung das Amt?

Kldren Sie am besten zunachst, ob die Versetzung das
Amt beriihrt. Nur wenn das der Fall ist, lohnt sich die
Priifung, ob Sie die Zustimmung verweigern sollten oder
nicht.

Arbeitgeber muss nach billigem Ermessen vorgehen

Beachten Sie grundsatzlich: Selbst wenn eine Versetzung nach Di-
rektionsrecht maglich ist, kann lhr Arbeitgeber diese nicht einfach
so vornehmen. Er ist vielmehr gehalten, nach billigem Ermessen
vorzugehen. Das beinhaltet u. a., dass er eventuelle Regelungen
im Arbeitsvertrag als Grenzen betrachtet. Ist im Arbeitsvertrag
lhres Kollegen z. B. eine bestimmte Tatigkeit zu finden, muss die
Versetzung in erster Linie im Rahmen dieser Regelung vorgenom-
men werden.

Darf unser Arbeitgeber Pflichten im Arbeitsschutz

Arbeitgeber hat Aufsichtspflicht

lhr Arbeitgeber bleibt allerdings auch bei einer Ubertragung von
Aufgaben auf Fiihrungskréfte in der Verantwortung. Die Organi-
sations- und Aufsichtspflicht verbleibt bei ihm. Er muss also letzt-
lich dafiir geradestehen, wenn etwas passiert. Es ist deshalb an
ihm, eine sorgfaltige Auswahl zu treffen, wenn er die Pflichten
Ubertragt. Darliber hinaus ist es seine Aufgabe, zu iiberwachen,
dass die ausgewahlte Fiihrungskraft ihre Pflichten verantwortlich
wahrnimmt.

Sie reden mit

Beim Arbeitsschutz sind Sie zu beteiligen. Ihr Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, Sie zu unterrichten (§ 89 Abs. 2 BetrVG). Hier hat lhr
Arbeitgeber Sie aber informiert. Priifen Sie deshalb, ob er seinen
Pflichten im Arbeitsschutz durch die Ubertragung wirkungsvoll
nachkommen kann. Ich empfehle Ihnen, sich nicht von vornherein
querzustellen.
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Interessenkonflikte | Lesezeit 2 Minuten

wirksam

Das Arbeitsgericht Berlin hatte iiber die Wirk-
samkeit von 2 Kiindigungen gegeniiber dem
Direktor des Versorgungswerks der Berliner
Zahnarztekammer zu entscheiden. Zum einen
ging es um eine auBerordentliche, fristlose Kiin-
digung und zum anderen um eine ordentliche
Kindigung, die hilfsweise erklart worden war,
also fiir den Fall, dass die auBerordentliche Kiin-
digung unwirksam sein sollte. Das Gericht hielt
die fristlose Kindigung fir unwirksam, wah-
rend es die ordentliche Kiindigung fiir wirksam
ansah (Arbeitsgericht Berlin, 30.1.2026, Az. 21
Ca 13264/25).

Interessenkonflikte aufgrund von Doppelfunktion

Der Fall: Der Arbeitnehmer, der Direktor der Berliner Zahnarzte-
kammer, war seit dem Jahr 2000 bei einem Versorgungswerk der
Zahnarztekammer beschaftigt und zuletzt in Vorbereitung von In-
vestitionsentscheidungen fiir die Alters- und Hinterbliebenenver-
sorgung eingebunden. Parallel dazu hatte er fiihrende Positionen
in mehreren Unternehmen inne, die wiederum als Anlageobjekte
des Versorgungswerks dienten.

Im Jahr 2025 wurden erhebliche wirtschaftliche Risiken bekannt.
Die betreffenden Kapitalanlagen wiesen moglicherweise deutlich
geringere Werte auf als urspriinglich angenommen, wodurch eine
Finanzierungsliicke in Milliardenhéhe im Raum stand.

Der Arbeitgeber vertrat die Ansicht, dass der Arbeitnehmer seine
Mehrfachfunktionen nicht ausreichend voneinander getrennt und
bestehende Interessenkonflikte nicht offengelegt habe.

Deshalb kiindigte er dem Direktor im September 2024 fristlos. Zu-
dem sprach er hilfsweise eine ordentliche Kiindigung aus.

2-Wochen-Frist verpasst

Die Entscheidung: Das Gericht hielt die fristlose Kiindigung fir
unwirksam. Und zwar mit der Begriindung, dass die gesetzliche
2-Wochen-Frist nach § 626 Abs. 2 BGB nicht eingehalten wurde.
Damit scheiterte die auBerordentliche Kiindigung bereits an einer
formellen Voraussetzung.

Die hilfsweise erklarte ordentliche Kiindigung bewertete das Ge-
richt hingegen anders. Diese hielt das Gericht fiir wirksam. Nach
Meinung des Gerichts lag eine erhebliche Pflichtverletzung vor.
Denn der Direktor hatte seine parallelen Funktionen nicht hin-
reichend offengelegt. Dadurch hatte er seine arbeitsvertragliche
Loyalitatspflicht verletzt.

Das Gericht war der Uberzeugung, dass der Direktor sich bewusst
in eine strukturell konflikttrachtige Situation begeben hatte, ohne
diese gegeniiber seinem Arbeitgeber transparent zu machen. Da-
mit habe er das fiir das Arbeitsverhaltnis so wichtige Vertrauens-
verhaltnis zerstort. Eine Weiterbeschaftigung sei seinem Arbeitge-
ber deshalb nicht zuzumuten.
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Fristlose Kuiindigung ist unwirksam; ordentliche aber

lhre Rolle als Betriebsrat

Als Betriebsrat sind Sie in einer vergleichbaren Situation anzu-
horen (§ 102 BetrVG). Sie haben danach Gelegenheit, lhre Stel-
lungnahme zu formulieren. Diese sollten Sie nutzen, um evtl. fiir
den Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin sprechende Aspekte
noch einmal aufzufiihren. Denn Ihre Stellungnahme wird in einem
potenziellen Gerichtsverfahren u. U. fiir den Arbeitnehmer eine
wichtige Rolle spielen. Unabhangig von Kiindigungen ist es aber
auch eine wichtige Aufgabe von Ihnen als Betriebsrat, Konfliktsi-
tuationen friihzeitig zu erkennen. Haben Sie das Gefiihl, dass sich
ein Konflikt anbahnt, sind Sie gut beraten, wenn Sie dies moglichst
zeitnah offen ansprechen.

= FAZIT

Fristlose Kiindigung unwirksam, ordentliche
wirksam

Die hilfsweise ordentliche Kiindigung hat hier zur Been-
digung des Arbeitsverhaltnisses gefiihrt. Sie war wegen
der schwerwiegenden Pflichtverletzung wirksam; die
fristlose Kiindigung scheiterte an einer Formalie.

a 626 Abs. 2 BGB

Fristlose Kiindigung aus wichtigem Grund

Die Kiindigung kann nur innerhalb von 2 Wochen erfol-
gen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Kiin-
digungsberechtigte von den fiir die Kiindigung maBgeb-
lichen Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kiindigende muss
dem anderen Teil auf Verlangen den Kiindigungsgrund
unverziiglich schriftlich mitteilen.




MUSTER-BETRIEBSVEREINBARUNG

Muster-Betriebsvereinbarung: Diese Grundsatze zur
Pramienentlohnung kénnen sinnvoll sein

Beim Pramienlohn handelt es sich um einen ergebnisbezogenen Entgeltanteil. lhre Mitbestim-
mungsrechte (§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG) beim Thema Pramien erstrecken sich u. a. auf die Pra-
mienart, die Bezugsmerkmale und die Festsetzung des LeistungsmaBstabs, der Pramienhdchst-
leistung und der einzelnen Leistungsstufen. Sorgen Sie fiir Rechtsklarheit und sichern Sie lhren
Kolleginnen und Kollegen Anspriiche in einer Betriebsvereinbarung. Im Folgenden geht es um

Pramien fir die gewerblichen Beschaftigten.

Muster-Betriebsvereinbarung: Pramienlohn

Zwischen dem Arbeitgeber ... (Name des Unternehmens) und dem Betriebsrat der ... (Name des Unternehmens) wird folgende Betriebsverein-

barung zur Pramienentlohnung geschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Vorliegende Betriebsvereinbarung gilt fiir den Standort ... der ...
(Name des Unternehmens) und alle dort tatigen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer mit Ausnahme der leitenden Angestellten.

§ 2 Grundsatze

Fir jede bediente Maschine wird eine Nutzungspramie in Hohe von ...

(i. d. R. Centbetrag) je Stunde nach MaBgabe der Bestimmungen die-
ser Betriebsvereinbarung zusatzlich zum Pramiengrundlohn bezahlt.

Der Pramienlohn setzt sich wie folgt zusammen:

e Tariflohn bzw. Entgelt
e Pramie fiir den Nutzungsgrad der Maschinen
e betriebliche (auBertarifliche) Zulagen

§ 3 Berechnungsgrundlagen
Die Berechnungsgrundlagen fiir die Pramienleistungen sind

e die vom Zahler des Nutzungsschreibers abgelesene Summe der
Hauptnutzungszeiten der Maschinen wahrend der Dauer der Be-
dienung durch einen Beschaftigten.

e die Einsatzzeit des jeweiligen Beschaftigten/der Beschaftigten an
der Maschine einschlieBlich der Riistzeit.

e der Abrechnungszeitraum (16. des Vormonats bis 15. des laufen-
den Monats).

Die Pramie errechnet sich fiir jede Maschine und jeden Beschéftigten.
Sie beginnt bei einer Pramiengrundleistung von 70 %. Die Héchstpra-
mie ist erreicht bei einem Nutzungsgrad von 100 %. Hauptnutzungs-
grad fir Halbautomaten ist ... %, Hauptnutzungsgrad fiir Vollauto-
maten ist ... %.

Die Veranderung der Pramienbeitrage in Euro-Cent je Stunde zur
jeweiligen Leistung ist aus der als Anlage ... beigefiigten Pramien-
tabelle ersichtlich.

§ 4 Bezugsherechtigung

Pramienbezugsberechtigt sind alle Beschaftigten fiir die Dauer der
Beschaftigung an Halb- und Vollautomaten. Fiir die Zeiten auBerhalb
der Beschaftigung an diesen Maschinen erhalten die Beschaftigten
einen Durchschnittsverdienst. Dieser errechnet sich aus der Brutto-
verglitung der letzten 3 vollen Kalendermonate. Einmalzahlungen
wie zusatzliches Urlaubs- oder Weihnachtsgeld sind insoweit nicht zu
beriicksichtigen.

§ 5 Neueinstellungen

Neu eingestellte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten fiir
die Dauer der Einarbeitungszeit, das ist mindestens die 6-monatige

Zu finden unter www.adiuva.de unter Eingabe des Titels im Suchfeld

Probezeit plus in der Regel 2 weitere Monate, den bei der Einstellung
vereinbarten Lohn.

Der Arbeitgeber bzw. die Arbeitgeberin kann auf Vorschlag des Werks-
leiters bzw. der Werksleiterin die Einarbeitungszeit auch zu einem
friiheren Zeitpunkt fir beendet erkléren und dadurch die Prémienbe-
rechtigung vermitteln.

Beschaftigte, die aufgrund einer betrieblichen Versetzung oder Umset-
zung einen Arbeitsplatz an einem Halbautomaten oder Vollautomaten
einnehmen, erhalten ihren Durchschnittsverdienst von vor der Umset-
zung an die Maschine. Zudem wird ihre Einarbeitungszeit auf maximal
2 Monate begrenzt. Danach erhalten sie die Pramien entsprechend
dieser Betriebsvereinbarung.

§ 6 Pramienkommission

Die Anderung oder Neufestsetzung eines Sachverhalts wird von einer
Pramienkommission vorgenommen. Antragsberechtigt sind der be-
troffene Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin, der Betriebsrat und
der Arbeitgeber.

Die Pramienkommission setzt sich aus je 2 Vertretern des Arbeitgebers/
der Arbeitgeberin und des Betriebsrats zusammen. Die Pramienkom-
mission entscheidet mit einfacher Mehrheit bei Meinungsverschieden-
heiten in Bezug auf

¢ Beanstandung von Beschéftigten tiber Prdmienerrechnung und
-abrechnung.

e Auslegung der Pramientabelle, die Bestandteil dieser Betriebs-
vereinbarung ist.

Kommt eine Einigung nicht zustande, sind alle Beteiligten berechtigt,
entweder die betriebliche Einigungsstelle oder das Arbeitsgericht ein-
zuschalten.

§ 7 Inkrafttreten

Die Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer beiderseitigen Unterzeichnung
in Kraft. Die Pramienregelung und die Prémientabelle gelten jeweils
fir die Laufzeit des geltenden Entgelt-Tarifvertrags bzw., falls ein
solcher nicht anwendbar ist, fir die Dauer von 2 Jahren.

Die Regelung kann jedoch mit einer Frist von 3 Monaten, erstmals
allerdings am ..., gekiindigt werden. In diesem Fall wirkt die Ver-
einbarung bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung zu
diesem Thema nach. Die Kiindigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform.
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Muster-Betriebsvereinbarung: Prämienlohn

Zwischen dem Arbeitgeber … (Name des Unternehmens) und dem Betriebsrat der … (Name des Unternehmens) wird folgende Betriebsvereinbarung zur Prämienentlohnung geschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Vorliegende Betriebsvereinbarung gilt für den Standort … der … (Name des Unternehmens) und alle dort tätigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Ausnahme der leitenden Angestellten.

§ 2 Grundsätze

Für jede bediente Maschine wir eine Nutzungsprämie in Höhe von … (i. d. R. Centbetrag) je Stunde nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung zusätzlich zum Prämiengrundlohn bezahlt.

Der Prämienlohn setzt sich wie folgt zusammen:

Tariflohn bzw. Entgelt

Prämie für den Nutzungsgrad der Maschinen

betriebliche (außertarifliche) Zulagen

§ 3 Berechnungsgrundlagen

Die Berechnungsgrundlagen für die Prämienleistungen sind

die vom Zähler des Nutzungsschreibers abgelesene Summe der Hauptnutzungszeiten der Maschinen während der Dauer der Bedienung durch einen Beschäftigten.

die Einsatzzeit des jeweiligen Beschäftigten/der Beschäftigten an der Maschine einschließlich der Rüstzeit.

der Abrechnungszeitraum (16. des Vormonats bis 15. des laufenden Monats).

Die Prämie errechnet sich für jede Maschine und jeden Beschäftigten. Sie beginnt bei einer Prämiengrundleistung von 70 %. Die Höchstprämie ist erreicht bei einem Nutzungsgrad von 100 %. Hauptnutzungsgrad für Halbautomaten ist … %, Hauptnutzungsgrad für Vollautomaten ist … %.

Die Veränderung der Prämienbeiträge in Euro-Cent je Stunde zur jeweiligen Leistung ist aus der als Anlage … beigefügten Prämientabelle ersichtlich.

§ 4 Bezugsberechtigung

Prämienbezugsberechtigt sind alle Beschäftigten für die Dauer der Beschäftigung an Halb- und Vollautomaten. 

Für die Zeiten außerhalb der Beschäftigung an diesen Maschinen erhalten die Beschäftigten einen Durchschnittsverdienst. Dieser errechnet sich aus der Bruttovergütung der letzten 3 vollen Kalendermonate.

Einmalzahlungen wie zusätzliches Urlaubs- oder Weihnachtsgeld sind insoweit nicht zu berücksichtigen.

§ 5 Neueinstellungen

Neu eingestellte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten für die Dauer der Einarbeitungszeit, das ist mindestens die 6-monatige Probezeit plus in der Regel 2 weitere Monate, den bei der Einstellung vereinbarten Lohn.

Der Arbeitgeber bzw. die Arbeitgeberin kann auf Vorschlag des Werksleiters bzw. der Werksleiterin die Einarbeitungszeit auch zu einem früheren Zeitpunkt für beendet erklären und dadurch die Prämienberechtigung vermitteln.

Beschäftigte, die aufgrund von einer betrieblichen Versetzung oder Umsetzung einen Arbeitsplatz an einem Halbautomaten oder Vollautomaten einnehmen, erhalten ihren Durchschnittsverdienst von vor der Umsetzung an die Maschine. Zudem wird ihre Einarbeitungszeit auf maximal 2 Monate begrenzt. Danach erhalten sie die Prämien entsprechend dieser Betriebsvereinbarung.

§ 6 Prämienkommission 

Die Änderung oder Neufestsetzung eines Sachverhalts wird von einer Prämienkommission vorgenommen. Antragsberechtigt sind der betroffene Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin, der Betriebsrat und der Arbeitgeber. 

Die Prämienkommission setzt sich aus je 2 Vertretern des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin und des Betriebsrats zusammen.

Die Prämienkommission entscheidet mit einfacher Mehrheit bei Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf

Beanstandung von Beschäftigten über Prämienerrechnung und -abrechnung.

Auslegung der Prämientabelle, die Bestandteil dieser Betriebsvereinbarung ist.

Kommt eine Einigung nicht zustande, sind alle Beteiligten berechtigt, entweder die betriebliche Einigungsstelle oder das Arbeitsgericht einzuschalten.

§ 7 Salvatorische Klausel

Sind einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung unwirksam, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen.

Im Fall der Unwirksamkeit einer oder mehrerer Bestimmungen werden die Parteien unmittelbar Verhandlungen aufnehmen, um eine der unwirksamen Regelung möglichst nahekommende Ersatzregelung zu treffen.

§ 8 Inkrafttreten

Die Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer beiderseitigen Unterzeichnung in Kraft. 

Die Prämienregelung und die Prämientabelle gelten jeweils für die Laufzeit des geltenden Entgelt-Tarifvertrags bzw., falls ein solcher nicht anwendbar ist, für die Dauer von 2 Jahren. 

Die Regelung kann jedoch im Zweifelsfall mit einer Frist von 3 Monaten, erstmals allerdings am …, gekündigt werden.

In diesem Fall wirkt die Vereinbarung bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung zu diesem Thema nach. Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.
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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Einwurfeinschreiben | Lesezeit 1 Minute

kein Zustellungsbeweis

Auslieferungsbeleg des Einwurfeinschreibens ist

Mochte Ihr Arbeitgeber bzw. Ihre Arbeitgeberin einem Kollegen bzw. einer Kollegin, der/die nicht
im Betrieb anwesend ist, z. B. eine Kiindigung libermitteln oder ein anderes Schriftstiick zukommen
lassen, greifen die meisten Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberinnen zum Einwurfeinschreiben. SchlieB3-
lich kommt es fiir eine Kiindigung auf den genauen Termin des Zugangs an, und die Gerichte akzep-
tierten den von der Post ausgestellten Auslieferungsbeleg. Doch damit ist es jetzt vorbei (Bundes-

arbeitsgericht, 7.5.2026, Az. 2 AZR 184/25).

Kiindigung wegen Krankheit

Der Fall: Ein Arbeitnehmer war seit dem Jahr 2020 immer wie-
der arbeitsunfahig erkrankt und verursachte hierdurch erhebliche
Entgeltfortzahlungskosten. Der Arbeitgeber lud ihn deshalb im
Oktober 2023 per Einwurfeinschreiben zum BEM ein, worauf der
Arbeitnehmer nicht reagierte. Das nahm der Arbeitgeber zum An-
lass, dem Beschéftigten im Dezember 2023 fristgemalB zu kiindi-
gen. Der Arbeitnehmer wehrte sich mit einer Kiindigungsschutz-
klage. Diese begriindete er u. a. damit, dass der Arbeitgeber ihn
seiner Meinung nach zuvor zum BEM hétte einladen miissen. Das
Schreiben aus dem Oktober 2023 habe er nicht erhalten. Dem hielt
der Arbeitgeber entgegen, dass er den Beschaftigten sehr wohl
zum BEM-Gesprach eingeladen hatte. Er legte zum Nachweis des
Zugangs seinen Einlieferungsbeleg und den von der Post reprodu-
zierten Auslieferungsbeleg vor.

Service-Tipp: ADIUVA App

Ihr mobiler Schnellzugriff auf Fachwissen

lhre Fachzeitschrift als E-Paper
Volltextsuche
Push-Benachrichtigungen fiir aktuelle Topthemen

Nachweis des Zugangs scheitert an Digitalisierung

Die Entscheidung: Dem Gericht geniigte der vorgelegte Ausliefe-
rungsbeleg entgegen friiherer Rechtsprechung nicht als Beweis.
Die Kiindigung war deshalb nicht wirksam. Zur Begriindung ver-
wies das Gericht darauf, dass der Postzusteller diesen Beleg inzwi-
schen nur noch digital durch seine Unterschrift auf einem Scanner
erstelle. Das erhoht nach Ansicht des Gerichts die Gefahr, dass der
Postzusteller das jeweilige Schriftstiick in den falschen Briefkasten
einwirft. Darliber hinaus lasse sich dem Schreiben nicht mehr ent-
nehmen, ob das Schriftstiick dem Empfanger (ibergeben oder in
den Briefkasten eingeworfen wurde. Das alles fiihre dazu, dass der
Empfanger kaum noch eine Chance hat, den Anscheinsbeweis zu
erschiittern. Weisen Sie von einer Kiindigung betroffene Kollegen,
denen ein wichtiges Schriftstiick per Einwurfeinschreiben Gibermit-

telt wurde, auf die neue Rechtsprechung hin.

==

Vorlesefunktion
lhre persénliche Bibliothek

Jetzt downloaden und mit
Ihrer Kundennummer alle
Inhalte freischalten.
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. -
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Das lesen
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GLEICHBEHANDLUNG
Anspruch auf hoheres Entgelt

ARBEITSZEIT

Diesen Stellenwert hat sie fiir lhre
Arbeit

MUSTER-BETRIEBSVEREINBARUNG
Nutzung von E-Mail und Internet
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